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Einleitung 

1. Fragestellung 

Im Jahre 1947 wurde von allen maßgeblichen deutschen Politikern das 
durch die französische Besatzungsmacht geschaffene Land Rheinland-
Pfalz, das "weder historisch geworden noch organisch gewachsen sei"\ 
übereinstimmend als Übergangslösung betrachtet2• Innerhalb weniger 
Jahre trat hier jedoch ein Wandel ein: Die Politiker der großen Parteien, 
die bis 1951 gerneinsam die Landesregierung trugen, identifizierten sich 
zunehmend- wenn auch mit gewissen Abstufungen zwischen CDU und 
SPD -mit dem neuen Land. 

Die traditionellen Bindungen in den nördlichen und südlichen Landes-
teilen, rheinabwärts im Norden und über den Rhein hinweg im Süden, 
schwanden schneller als erwartet. Die Volksabstimmungen in Teilen des 
Landes stießen schon Mitte der fünfziger Jahre nicht mehr auf ein aus-
reichendes Interesse der Wahlbürger. Damit einher ging ein wachsendes 
Zusammengehörigkeitsgefühl der Landesbewohner. Es kam auch darin 
zum Ausdruck, daß in den Publikationen der Landesregierung der in den 
Anfangsjahren herausgestellte, nicht recht überzeugende Rückgriff auf 
die drei Kurfürstentümer Kurtrier, Kurrnainz und die Kurpfalz als 
historische Grundlage des Landes Rheinland-Pfalz8 einer nüchterneren 
Betrachtungsweise weichen konnte, die ·die Zusammengehörigkeit in 
erster Linie auf die gerneinsame Aufbauleistung zurückführt4 • 

Bei der Neubildung oder umfassenden Erweiterung einer politischen 
Einheit kommt, wie sich an Beispielen der neueren deutschen Geschichte 
(Bayern 1806, Preußen 1815, Thüringen 1920) zeigen läßt, der Admini-
stration eine Schlüsselfunktion zu; denn gegenüber den Bürgern der ein-
zelnen Landesteile tritt der neue Staat zunächst durch seine Bürokratie 

1 Altmeier in der Sitzung der Berat. LV vom 24. 4. 1947, Drucksache Berat. 
LV Nr.16, S. B. 

2 Dazu nur: Altmeier in o. a . Sitzung; Hoffmann in o. a. Sitzung, Druck-
sache Berat. LV Nr. 16, S. 14, und Boden in der Sitzung der Beratenden LV 
am 25. 4. 1947, Drucksache Berat. LV Nr. 16, S. 62 f. 

a Zum ersten Mal von Boden in seiner Regierungserklärung vom 5. 12. 1946 
erwähnt, Drucksache Berat. LV Nr. 1, S. 9. Später veröffentlichte die Staats-
zeitung zu den Jahrestagen der Verfassung regelmäßig entsprechende Auf-
sätze. Vgl. dazu beispielsweise StZ vom 18. 5. 1957 und StZ vom 13. 5. 1962. 

4 Dazu nur: "Report Rheinland-Pfalz", Ausgabe April1977. 
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in Erscheinung. Bringt die Änderung eine leistungsfähigere Verwaltung, 
kann sie viel zum Abbau bestehender Vorbehalte beitragen und das Zu-
sammenwachsen des neuen Staates erleichtern. 

Die vorliegende Arbeit untersucht den Wiederaufbau und Neubau der 
staatlichen Verwaltung in den einzelnen Landesteilen in den Jahren 
1945 und 1946 sowie deren Zusammenfassung und Angleichung und 
leistet unter diesem Aspekt einen Beitrag zur besseren Kenntnis der 
Geschichte unseres Landes. 

Ein weiteres Ziel dieser Arbeit ist die Klärung eines anderen Kom-
plexes verwaltungsgeschichtlicher Forschung, die Frage nach der Konti-
nuität staatlicher Bürokratien nach dem Umbruch von 1945. Unter-
suchungen über den Fortbestand der Bürokratien, also die Übernahme 
von hergebrachten Organisationsformen der Verwaltung, ihren recht-
lichen Regelungen und insbesondere ihres Personals sind für die Zeit 
nach dem Zweiten Weltkrieg noch nicht allzu zahlreich. Generell gilt für 
alle Zäsuren in der deutschen Geschichte dieses Jahrhunderts, daß die 
Frage, inwieweit sich die Bürokratie in Zeiten des politischen Wandels 
als stationär-konservatives Element5 behaupten und auf die zukünftige 
Entwicklung Einfluß nehmen konnte, noch nicht in wünschenswertem 
Umfang verfolgt wurde. 

Während im Umbruch 1919 und dem des Jahres 1933 die Organisa-
tionsformen der Verwaltung kaum Änderungen erfuhren, muß für den 
Zeitraum nach 1945 neben der Frage nach der personellen Kontinuität 
oder Diskontinuität auch die Frage, ob und in welchem Umfang traditio-
nelle Verwaltungsstrukturen übernommen wurden, Gegenstand der 
Untersuchung sein. 

Die wenigen einschlägigen Darstellungen über die Jahre 1945 bis 1947 
befassen sich, sofern es sich nicht um mehr allgemeine Aussagen über 
den Weiterbestand der Bürokratie handelt8, in erster Linie mit der Ent-
wicklung der zonalen und bizonalen Verwaltungen und deren Über-
leitung in die Bundesverwaltung, wobei allerdings oftmals auch Bezüge 
zur Verwaltung der Jahre vor 1945 sichtbar gemacht werden7• Die weni-
gen Studien, die ausführlicher den Wiederaufbau der Bürokratie in 
einem Bundesland untersuchen und dabei auch mehr oder weniger um-
fassend auf die Personalpolitik der Anfangsjahre eingehen8, bedürfen 

5 G. Ambrosius, Funktionswandel S. 167. 
6 So T. Eschenburg, Bürokratischer Rückhalt; ders., Regierung, Bürokratie 

und Parteien. 
7 R. Morsey, Personal- und Beamtenpolitik; W. Strauß, Personalpolitik; 

T. Pünder, Interregnum, und G. Ambrosius, Funktionswandel. Hinsichtlich 
der Organisationsfragen siehe insbes. W. Vogel, Westdeutschland. 

8 z. B P. Hüttenberger, Nordrhein-Westfalen, und E. Konstanzer. Entste-
hung. 
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der Ergänzung durch die Darstellung der entsprechenden Abläufe in 
anderen Bundesländern, um zu allgemeingültigeren Urteilen und Ein-
schätzungen kommen zu können. 

Bei der Frage nach dem Fortbestand der O:r.ganisationsformen der 
Verwaltung kommt für Rheinland-Pfalz noch eine Besonderheit hinzu, 
die ihm unter den von 1945 bis 1947 gebildeten Ländern der Westzonen 
eine Sonderstellung verschafft: In Rheinland-Pfalzsind neben kleineren 
Territorien zwei größere Gebietsteile, die in Umfang und Bevölkerungs-
zahl etwa vergleichbar sind und vor 1934 verschiedenen Ländern zuge-
hörten, zusammengefaßt9• Es wird daher auch zu prüfen sein, ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang sichtrotz der von den Nationalsozia-
listen lautstark proklamierten Gleichschaltung organisatorische Beson-
derheiten der preußischen oder bayerischen Verwaltung durchsetzen 
konnten und welches die Gründe hierfür waren. 

Die für den hier zu untersuchenden Zeitraum naheliegende Frage nach 
dem Zusammenwirken zwischen deutscher Verwaltung und Besatzungs-
macht kann für die Zeit von Mitte 1945 bis Mitte 1947 nur teilweise 
beantwortet weroen, da auf Grund der Unzugänglichkeit der franzö-
sischen Unterlagen verläßliche Aussagen z. Z. noch nicht möglich sind10• 

Die Abhängigkeit deutscher Dienststellen von den korrespondierenden 
Behörden der Besatzungsmacht machte jedoch einige Ausführungen 
über die Struktur und - soweit feststellbar - über das Personal der 
Besatzungsverwaltung und deren Verhalten unerläßlich. 

2. Quellen 

Die geringe Zahl der Untersuchungen über die Kontinuität der Ad-
ministration nach 1945 ist vor allem auf die Schwierigkeiten beim Zu-
griff auf das Archivmaterial zurückzuführen. Personalakten unterliegen 
Sperrfristen, die generell noch nicht abgelaufen sind. Hinzu kommt, daß 
viele Nachlässe der auf deutscher Seite maßgeblich handelnden Politiker 
noch auf lange Zeit verschlossen sind. Um so dankbarer ist der Ver-
fasser, daß durch Vermittlung des Landeshauptarchivs Koblenz Teile 
des Nachlasses Boden1 zur Einsicht zur Verfügung gestellt wurden. Die 
Sachakten des Oberregierungspräsidiums Hessen-Pfalz, einschließlich 
seiner Vorläufer Saarland-Pfalz-Südhessen und Mittelrhein-Saar, sind 

9 Siehe Kartenanhang. 
10 Das Zusammenwirken zwischen deutschen Verwaltungsbeamten und 

Offizieren der amerikanischen Militärregierung von Mai bis Juli 1945 ist ver-
gleichsweise gut belegbar. Dies gilt übrigens auch für die folgende Zeit (vgl. 
insgesamt C. F . Latour/T. Vogelsang, Okkupation). 

1 LHA Koblenz, Best. 700, 155. 


